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Finanzplan des Bundes 1972 bis 1976 


Stellungnahme des Bundesrates 

1. Der Bundesrat bedauert, daß der Finanzplan des 
Bundes erneut nicht von Grundannahmen aus- 
geht, die zuvor im Finanzplanungsrat abgestimmt 
worden sind. Eine solche Abstimmung hätte um 
so näher gelegen, als der Finanzplanungsrat die 
Notwendigkeit einer sachgerechten Differenzie- 
rung der Ausgaben von Bund, Ländern und Ge- 
meinden in seiner Sitzung am 14. September 1972 
bejaht hat. 

Wenn der Bund nunmehr für seinen Bereich im 
Zeitraum 1974 bis 1976 eine jährliche Steige- 
rungsrate von 8,5 v. H., also bereits mehr als die 
dem Finanzplan zugrunde gelegte Steigerungs- 
rate des Bruttosozialprodukts in Anspruch nimmt, 
so bedeutet dies angesichts der unterschiedlichen 
Aufgabenstruktur der drei Ebenen und des dar- 
aus folgenden zwangsläufig höheren Ausgaben- 
wachstums bei Ländern und Gemeinden, daß die 
vom Finanzplanungsrat empfohlene Steigerungs- 
rate für die Ausgaben des öffentlichen Gesamt- 
haushalts nicht eingehalten werden kann. 

Um die verfassungsrechtlich gebotene und haus- 
halts- und stabilitätspolitisch erforderliche Ab- 
stimmung aller Ebenen der Öffentlichen Finanz- 
wirtschaft zu erreichen, sollten möglichst noch 
vor der Verabschiedung des Bundeshaushalts, 
durch den wichtige Vorentscheidungen auch für 
die Finanzplanung getroffen werden, die Ver- 
handlungen über gemeinsame Grundannahmen 
im Finanzplanungsrat zum Abschluß gebracht 
werden. 


Gegenäußerung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung nimmt die Entschließung zur 
Kenntnis und weist darauf hin, daß der Bund sich 
mit seinen Zuwachsraten von 9,7 v. H. in 1973 und 
8,5 v. H. in den Folgejahren an die Empfehlungen 
des Finanzplanungsrates gehalten hat. Im übrigen 
ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
Differenzierung in der Ausgabengestaltung zwischen 
den einzelnen Ebenen noch zu keinem gebilligten 
Ergebnis geführt hat. Darüber müssen noch weitere 
Gespräche geführt werden. 
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Stellungnahme des Bundesrates 

2. Der Bund geht in seinem Finanzplan von der 
Aufrechterhaltung des gegenwärtigen Beteili- 
gungsverhältnisses an der Umsatzsteuer und 
vom Wegfall der Ergänzungszuweisungen aus. 
Dabei läßt er unberücksichtigt, daß bereits jetzt 
ein wesentliches Ungleichgewicht in der Finanz- 
ausstattung zu Lasten von Ländern und Gemein- 
den besteht, das sich im Planungszeitraum insbe- 
sondere auch durch die von der Bundesregierung 
vorgesehenen Steuererhöhungen noch weiter 
verstärken würde. Dieses Ungleichgewicht 
zwingt gemäß Artikel 106 Abs. 4 des Grundge- 
setzes zu einer spürbaren Erhöhung des Länder- 
anteils an der Umsatzsteuer ab 1974, worauf der 
Bundesrat zuletzt am 23. März 1973 mit Nach- 
druck hingewiesen hat (BR-Drucksachen 182/73 
— Beschluß — und 183/73 — Beschluß — ). Da- 
neben ist die Fortgewährung von Ergänzungszu- 
weisungen an leistungsschwache Länder notwen- 
dig. 

Die Erklärung der Bundesregierung, daß eine 
Verbesserung der Finanzausstattung der Länder 
zusätzliche Steuererhöhungen erfordere, muß un- 
ter Hinweis auf Artikel 106 Abs. 3 Nr. 1 des 
Grundgesetzes widersprochen werden. Das Ver- 
fassungsgebot gleichmäßiger Deckungsquoten be- 
zieht sich auf die jeweils vorhandene Finanz- 
masse. Reicht diese zur Deckung des öffentlichen 
Gesamtbedarfs nicht aus, können etwa notwen- 
dig werdende Steuererhöhungen nicht einseitig 
den Ländern angelastet werden. 

Der Bundesrat erwartet, daß die Verhandlungen 
über die Neuregelung des Beteiligungsverhält- 
nisses einschließlich Ergänzungszuweisungen als- 
bald aufgenommen werden. Damit würde auch 
vermieden, daß den Haushaltsentwürfen und 
den Finanzplänen von Bund und Ländern un- 
terschiedliche Einnahme erwartungen zugrunde 
gelegt werden. 


Gegenäußerung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung nimmt die Entschließung zur 
Kenntnis und stellt fest, daß die gegenwärtige Re- 
gelung des Beteiligungsverhältnisses an der Um- 
satzsteuer und die Gewährung von Ergänzungszu- 
weisungen an die ausgleichsberechtigten Länder auf 
die Jahre 1972 und 1973 begrenzt ist. Mit Beginn 
des Jahres 1974 wird daher eine gesetzliche Neu- 
regelung notwendig. Die Bundesregierung ist der 
Auffassung, daß diese Neuregelung nicht automa- 
tisch die Anteile von Bund und Ländern verändern 
muß, wie es bereits von einigen Ländern zu ihren 
Gunsten in ihren Haushalten vorgesehen ist. Im 
übrigen wird die gesamte Problematik der Steuer- 
verteilung in den noch aufzunehmenden Verhand- 
lungen erörtert werden müssen, wobei auch zu klä- 
ren sein wird, aus welcher Finanzmasse die erwähn- 
ten Mehrforderungen gedeckt werden sollen. 
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